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Werkverträge in der Fleischindustrie

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In der deutschen Fleischindustrie wird seit Jahren ein „gnadenloser Konkur-
renzkampf“ kritisiert, der zu Lasten der Beschäftigten ausgetragen wird (DGB 
2017: Zur Situation in der deutschen Fleischindustrie). Krankmachende Ar-
beitsbedingungen sind aus Sicht der Fragestellenden eine Folge davon. Inzwi-
schen gelten in der Fleischindustrie verschiedene Gesetze und Bestimmungen, 
um die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Allerdings wird deren Einhaltung 
nach Ansicht der Fragestellenden kaum kontrolliert. Die Anzahl der Kontrol-
len durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) hat sich seit 2009 mehr als 
halbiert, wie die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/11441 zeigt.

Insgesamt ist die Datenlage über die Personen, die in der Fleischindustrie ar-
beiten, unvollständig, wie die Bundesregierung einräumt (Bundestagsdruck-
sache 19/11284). Ihr liegen beispielsweise keine Daten über Werkvertragsbe-
schäftigte vor. Verwiesen wird auf ein Gutachten im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales (BMAS) von 2017, nach dem eine valide 
Erfassung der quantitativen Bedeutung von Werkverträgen mit den derzeit 
verfügbaren Daten nicht möglich sei (vgl. https://t1p.de/j0w5). Eine Erhebung 
spezifischer Werkvertragsformen für einzelne Branchen oder Wirtschaftszwei-
ge hält die Bundesregierung aus wirtschaftlichen Gründen für nicht sinnvoll.

Aus Sicht der Fragestellenden ist diese Haltung inakzeptabel, da es deutliche 
Hinweise für einen Missbrauch von Werkverträgen in der Fleischindustrie gibt 
(vgl. NGG: www.ngg.net/artikel/2018/11/der-missbrauch-von-werkvertraege
n-muss-endlich-beendet-werden/). Es ist deshalb Zeit, die Bundesregierung zu 
befragen, wie es um die Werkvertragsbeschäftigten in der Fleischindustrie 
steht.
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 1. Wie bewertet die Bundesregierung die seit 2017 geltende Nachunterneh-
merhaftung in der Fleischindustrie (Wirtschaftszweig Schlachten und 
Fleischverarbeitung), die Betriebe u. a. verpflichtet, darauf zu achten, 
dass ihre Nachunternehmer Sozialabgaben für die Beschäftigten bezah-
len?

Bei der Regelung im Gesetz zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte in der 
Fleischwirtschaft (GSA Fleisch) handelt es sich um eine noch recht neue Rege-
lung. Dennoch liegen der Bundesregierung erste Hinweise von der zuständigen 
Berufsgenossenschaft vor, dass sich in der gesetzlichen Unfallversicherung die 
Zahlungsmoral der fleischwirtschaftlichen Dienstleistungsunternehmen in den 
Jahren 2017 und 2018 gegenüber dem Zeitraum der Jahre 2014 bis 2016 signi-
fikant verbessert hat. Dies lässt erkennen, dass die Regelung die beabsichtigte 
generalpräventive Wirkung erfüllt. Belastbare Zahlen, die diese positive Wir-
kung untermauern, liegen der Bundesregierung nicht vor.

 2. Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass im Schlachtbereich 
der Fleischindustrie der Anteil eigener Beschäftigter (Kernbelegschaft) 
zwischen 10 und 50 Prozent liegt (vgl. Branchenmonitor Fleischwirt-
schaft der Hans-Böckler-Stiftung 2017, S. 3)?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.
Nach Auswertungen der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) waren zum Stichtag 30. Juni 2019 in der Wirtschaftsgruppe „101 
Schlachten und Fleischverarbeitung“ 189.000 Beschäftigte, davon 166.000 so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigte und 24.000 ausschließlich geringfügig 
Beschäftigte, tätig.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 1 im Anhang zu entnehmen.

 3. Wie hat sich der Anteil von Stammbelegschaften gegenüber Werkver-
tragsbeschäftigten und Leiharbeitnehmern in den Jahren von 2008 bis 
2019 nach Kenntnis der Bundesregierung entwickelt (bitte Werkvertrags-
beschäftigte und Leiharbeitnehmer gesondert ausweisen, bitte nach Bun-
desländern und Wirtschaftszweigen differenzieren)?

Im Betriebspanel des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), 
einer jährlichen repräsentativen Arbeitgeberbefragung zu betrieblichen Bestim-
mungsgrößen der Beschäftigung, werden nur freie Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter mit Werk- oder Dienstverträgen („freelancer“) erfasst, nicht aber Werk-
vertragsbeziehungen zwischen Unternehmen. Der Bundesregierung liegen da-
her keine Angaben über die Anzahl der Personen vor, die als Arbeitskräfte ei-
nes Werkvertragsunternehmens bei einem anderen Unternehmen (dem Werkbe-
steller) tätig sind.
Die im Anhang aufgeführten Daten beziehen sich auf Leiharbeitnehmerinnen 
und Leiharbeitnehmer sowie freie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Werk- 
oder Dienstverträgen, nicht aber auf Arbeitskräfte, die in einem Vertragsver-
hältnis mit dem Werkvertragsunternehmen stehen und im Rahmen von Werk-
vertragsbeziehungen zwischen Unternehmen in einem Betrieb tätig sind. Er-
gebnisse sind den Tabellen 2 bis 14 im Anhang zu entnehmen.
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 4. Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass die „Arbeitsbedin-
gungen von Kern- und Randbelegschaften“ in der Fleischindustrie stark 
voneinander abweichen (vgl. Branchenmonitor Fleischwirtschaft der 
Hans-Böckler-Stiftung 2017, S. 3), und wie bewertet die Bundesregie-
rung diese Situation?

Plant die Bundesregierung, Maßnahmen zu ergreifen, um etwas daran zu 
ändern, und wenn ja, welche?

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis darüber, ob die Arbeitsbedingungen 
von Kern- und Randbelegschaften in der Fleischindustrie stark voneinander ab-
weichen. Der Branchenmonitor weist diese Aussage in den Jahren nach dem 
Jahr 2017 auch nicht mehr auf.
Das Arbeitsschutzrecht fordert ein gleichwertiges Arbeitsschutzniveau für alle 
Beschäftigten. Dieses Ziel auch im betrieblichen Alltag umzusetzen, ist gerade 
bei der Zusammenarbeit mehrerer Arbeitgeber im Rahmen von Werkverträgen 
wichtig. Zum Einsatz von Werkvertragsunternehmen wurde am 1. Juli 2019 im 
Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA) die Leitli-
nie „Arbeitsschutz bei der Kooperation mehrerer Arbeitgeber im Rahmen von 
Werkverträgen“ veröffentlicht (siehe www.gda-portal.de/DE/Aufsichtshandeln/
Werkvertraege/Werkvertraege_node.html). Die Leitlinie gibt den Arbeits-
schutzbehörden Handlungssicherheit und ist zugleich Orientierungshilfe für die 
Arbeitgeber.
Für das Arbeitsrecht ist auszuführen, dass die arbeitsrechtlichen Regelungen für 
Arbeitnehmer gelten, dies gilt grundsätzlich unabhängig davon, ob es sich um 
Arbeitnehmer der „Kernbelegschaft“ oder der „Randbelegschaft“ handelt.
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) und das Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) konzipieren zurzeit ei-
ne gemeinsame Studie über die Einhaltung rechtlicher Regelungen in der 
Fleischwirtschaft.

 5. Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass für Werkvertrags-
beschäftigte der Fleischindustrie die betriebliche Mitbestimmung nur 
eingeschränkt gilt?

Werkvertragsbeschäftigte haben die Möglichkeit, unabhängig davon in welcher 
Branche sie beschäftigt sind, in ihrem Betrieb einen Betriebsrat nach den Vo-
raussetzungen des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) zu wählen. Das Ge-
setz sieht in diesem Fall auch keine Einschränkung der Rechte des Betriebsrats 
vor.

a) Welche Mitbestimmungsrechte haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung Werkvertragsbeschäftigte nicht, die Beschäftigte der Kernbeleg-
schaften haben?

Werkvertragsbeschäftigte werden grundsätzlich in ihrem eigenen Betrieb von 
ihrem eigenen Betriebsrat vertreten. Vor dem Hintergrund des funktionalen Be-
triebsbegriffs sind die Mitbestimmungsrechte dieses Betriebsrats jedoch nicht 
auf die eigene Betriebsstätte beschränkt, sondern kommen auch zur Anwen-
dung, wenn sich die Werkvertragsbeschäftigten in eine Betriebsstätte des Auf-
traggebers begeben (vergleiche dazu Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 
27. Januar 2004, Aktenzeichen: 1 ABR 7/03).
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b) Plant die Bundesregierung, Maßnahmen zu ergreifen, um darauf hin-
zuwirken, dass Werkvertragsbeschäftigten dieselben Mitbestimmungs-
rechte wahrnehmen können wie Kernbeschäftigte, und wenn ja, wel-
che?

Die Wahrnehmung der Mitbestimmungsrechte erfolgt nach der bestehenden 
Systematik durch den eigenen Betriebsrat gegenüber dem eigenen Arbeitgeber. 
Eine Änderung dieser Systematik ist derzeit nicht vorgesehen.

 6. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus der Aussage 
im Branchenmonitor Fleischwirtschaft der Hans-Böckler-Stiftung 2017, 
S. 10: „Werkverträge werden (in der Fleischindustrie) in vielen Fällen 
nach wie vor missbräuchlich eingesetzt, um Tarif- und Sozialstandards 
zu unterlaufen“?

Wird ein Vertrag als Werkvertrag bezeichnet und bestehen Zweifel, ob es sich 
um einen Werkvertrag oder um ein Arbeitsverhältnis handelt, kann der Betrof-
fene das Rechtsverhältnis gerichtlich überprüfen lassen. Liegt tatsächlich ein 
Arbeitsverhältnis vor, ist die Person Arbeitnehmer. Für sie gelten dann grund-
sätzlich die arbeitsrechtlichen Regelungen.

 7. Inwiefern werden nach Kenntnis der Bundesregierung Beschäftigte in 
der Fleischindustrie über sogenannte „Scheinwerkverträge“ (vgl. DGB: 
www.dgb.de/service/die-rechtsfrage/werkvertraege) beschäftigt?

a) In welchen Wirtschaftszweigen und Bundesländern kommt es dazu 
nach Kenntnis der Bundesregierung am häufigsten?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

b) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bislang eingeleitet, um 
gegen Scheinwerkverträge in der Fleischindustrie vorzugehen, und mit 
welchem Erfolg?

c) Inwiefern wird geprüft, ob ein Werkvertrag tatsächlich ein Werkver-
trag ist bzw. ob ein Scheinwerkvertrag vorliegt und welche Stelle ist 
für die Kontrollen zuständig (Zoll, Rentenversicherung, Arbeitsschutz-
behörden, andere)?

Die Deutsche Rentenversicherung prüft im Rahmen ihrer turnusmäßigen Prüf-
ungen bei allen Arbeitgebern, d. h. auch bei jenen der Fleischwirtschaft, ob es 
sich bei bestimmten Auftragsverhältnissen bzw. bei Werkverträgen um abhän-
gige Beschäftigungen oder tatsächlich um selbstständige Tätigkeiten handelt. 
Diese Prüfungen erfolgen allerdings stichprobenhaft und erfassen daher nicht 
jedes Auftragsverhältnis.
Im Rahmen der Prüfungen nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
(SchwarzArbG) überprüft darüber hinaus die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
(FKS) der Zollverwaltung, in welcher Form Fremdpersonal eingesetzt wird. 
Bei Vorliegen eines Werkvertrages wird geprüft, ob die Kriterien eines Werk-
vertrages erfüllt sind oder Hinweise auf andere Formen des Personaleinsatzes 
vorliegen. Von ihr werden jedoch keine sozialversicherungsrechtlichen Statu-
sentscheidungen getroffen, hierzu sind allein die Träger der Sozialversicherung 
befugt. Sofern Zweifel an dem Erwerbsstatus des Fremdpersonals bestehen, be-
teiligt die FKS die Deutsche Rentenversicherung. Die weitere Aufklärung des 
Sachverhalts erfolgt gegebenenfalls im Rahmen eines einzuleitenden Straf- 
oder Ordnungswidrigkeitenverfahrens. Andere Behörden, insbesondere die 
Träger der Rentenversicherung, die Bundesagentur für Arbeit und die Arbeits-
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schutzbehörden der Länder, unterstützen die FKS bei dieser Prüftätigkeit oder 
sind direkt daran beteiligt.
Die Arbeitsschutzbehörden haben grundsätzlich keine Zuständigkeit, Werkver-
träge zu kontrollieren. Die GDA-Leitlinie „Leitlinie Arbeitsschutz bei der Ko-
operation mehrerer Arbeitgeber im Rahmen von Werkverträgen“ hat jedoch im 
Punkt 5.6.2 „Zusammenarbeit mit der Finanzkontrolle Schwarzarbeit“ folgende 
Regelung getroffen: „Wegen der in der Praxis häufig schwierigen Abgrenzung 
von regulären Werkvertragskonstellationen zu anderen Formen des Fremdfir-
meneinsatzes, insbesondere zur Scheinselbständigkeit, die auch anlässlich von 
Verstößen gegen Arbeitsschutzvorschriften zu Tage treten können, ist eine enge 
Kooperation der Arbeitsschutzaufsicht (Länder, Unfallversicherungsträger) mit 
der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) zu gewährleisten (§ 2 Absatz 2 Num-
mer 5, Nummer 9 SchwarzArbG). Im Rahmen ihrer Zugangs- und Prüfbefug-
nisse erlangen sowohl die FKS als auch die Arbeitsschutzaufsicht oftmals Er-
kenntnisse, die über ihren gesetzlichen Auftrag hinausgehen und den Aufga-
benbereich der jeweils anderen Stelle betreffen.

d) Wie viele Kontrollen von Werkverträgen in der Fleischindustrie wur-
den in den Jahren 2008 bis 2019 nach Kenntnis der Bundesregierung 
durchgeführt (bitte differenzieren nach Schlachtung und Fleischverar-
beitung, sowie nach der Anzahl der Kontrollen vor Ort bzw. auf Ak-
tenlage, bitte jährlich, in Summe und nach Bundesländern ausweisen)?

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen darüber vor, in wie vielen Fällen in 
der Fleischindustrie in den Jahren 2008 bis 2019 von der Deutschen Rentenver-
sicherung und der FKS Kontrollen von Werkverträgen im Rahmen ihrer Prüf-
ungen bei den Arbeitgebern vorgenommen wurden.
Die Deutsche Rentenversicherung führt hierüber keine differenzierten Statisti-
ken.
Die FKS verfolgt bei ihren Prüfungen einen ganzheitlichen Prüfansatz, welcher 
alle in Betracht kommenden Prüfaufträge nach § 2 SchwarzArbG abdeckt. Eine 
Differenzierung nach „Kontrollen von Werkverträgen“ und anderen Prüfgegen-
ständen ist daher auch in der Arbeitsstatistik der FKS nicht vorgesehen. Für die 
statistische Auswertung der Arbeitgeberprüfungen durch die FKS in der Bran-
che Fleischwirtschaft wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 14 
der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 
19/11441 verwiesen.

 8. Trifft es zu, dass der Bundesregierung keine amtlichen Daten über die 
Anzahl der Werkvertragsbeschäftigten sowie die Anzahl der vergebenen 
Gewerke in der Fleischindustrie vorliegen, und wenn ja, warum nicht?

a) Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch zwischen dem öffentli-
chen Interesse an der Situation von Werkvertragsbeschäftigten in der 
Fleischindustrie und der mangelnden Datenlage?

b) Inwiefern beabsichtigt die Bundesregierung, zukünftig Daten über 
Werkvertragsbeschäftigte und vergebene Gewerke in der Fleischin-
dustrie zu erheben?

Die Bundesregierung verweist hierzu auf die Antwort zu den Fragen 11 und 12 
auf Bundestagsdrucksache 19/11284.
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 9. Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass von 2008 bis 2019 
Werkvertragsbeschäftigte in der Fleischindustrie bei den Berufsgenos-
senschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe der Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft (VBG), der Berufsgenossenschaft der Bauwirt-
schaft sowie der Berufsgenossenschaft Handel und Warenlogistik gemel-
det werden, und wenn ja, bei welchen weiteren Berufsgenossenschaften 
wurden nach Kenntnis der Bundesregierung Werkvertragsbeschäftigte in 
der Fleischindustrie gemeldet?

Nach Angaben des Spitzenverbandes der gewerblichen Unfallversicherungsträ-
ger und der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand, der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV), können versicherte Beschäftigte 
nicht nach Art des Vertragsverhältnisses zwischen ihnen und dem Unternehmen 
differenziert werden. Daher liegen keine Erkenntnisse dazu vor, ob bei den ge-
nannten Berufsgenossenschaften in den Jahren 2008 bis 2019 Werkvertragsbe-
schäftigte gemeldet wurden.

10. Wie viele Werkvertragsbeschäftigte und Arbeitsstunden im Zusammen-
hang mit Werkverträgen in der Fleischindustrie wurden nach Kenntnis 
der Bundesregierung bei den Berufsgenossenschaften in den Jahren von 
2008 bis 2019 gemeldet (bitte in Summe und für die Berufsgenossen-
schaften darstellen, bitte jährlich und in Summe ausweisen)?

Nach Auskunft der DGUV liegen hierzu keine Daten vor. Unternehmen, die auf 
Grundlage von Werkverträgen tätig sind, können nicht identifiziert werden.

11. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der 
fleischwirtschaftlichen Dienstleistungsunternehmen (Nachunternehmer 
in der Fleischwirtschaft), die den Berufsgenossenschaften in den Jahren 
2008 bis 2019 gemeldet wurden (bitte in Summe sowie nach Berufsge-
nossenschaften, Schlachtung und Fleischverarbeitung sowie nach den 
Betriebsgrößenklassen 1 bis 8 geordnet ausweisen)?

12. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der 
Dienstleistungsunternehmen mit Bezug zur Fleischindustrie, die den Be-
rufsgenossenschaften in den Jahren 2008 bis 2019 gemeldet wurden (bit-
te in Summe sowie nach Berufsgenossenschaften, Schlachtung und 
Fleischverarbeitung sowie nach den Betriebsgrößenklassen 1 bis 8 ge-
ordnet ausweisen)?

Die Fragen 11 und 12 werden gemeinsam beantwortet.
Eine Differenzierung zwischen „fleischwirtschaftlichen Dienstleistungsunter-
nehmen“ und „Dienstleistungsunternehmen mit Bezug zur Fleischindustrie“ ist 
nach Angaben der DGUV nicht möglich. Verfügbar sind die in der folgenden 
Tabelle aufgeführten Daten zu fleischwirtschaftlichen Unternehmen insgesamt. 
Daten zu Betriebsgrößenklassen der Unternehmen liegen nicht vor.

Jahr Fleischwirtschaftliche Unternehmen
Gesamt davon: Dienstleister

2008 17.845 606
2009 17.596 626
2010 17.118 623
2011 16.565 610
2012 15.940 587
2013 15.496 582
2014 15.084 544
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Jahr Fleischwirtschaftliche Unternehmen
Gesamt davon: Dienstleister

2015 14.637 515
2016 14.264 506
2017 13.789 469
2018 13.277 413
2019 12.997 480

Quelle: Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe

13. Wie viele Vollarbeiter bzw. Beschäftigte waren nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den Jahren 2008 bis 2018 bei fleischwirtschaftlichen 
Dienstleistungsunternehmen bzw. Dienstleistungsunternehmen mit Be-
zug zur Fleischwirtschaft gemeldet (bitte in Summe sowie nach Berufs-
genossenschaften, Schlachtung und Fleischverarbeitung sowie nach den 
Betriebsgrößenklassen 1 bis 8 geordnet ausweisen)?

Daten zur Anzahl der Vollarbeiter bzw. Beschäftigten in fleischwirtschaftlichen 
Unternehmen liegen der DGUV nicht vor. Differenzierte Angaben in den Sta-
tistiken sind nur für den Bereich „Herstellung von Nahrungs- und Futtermit-
teln“ insgesamt verfügbar.

14. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl aller 
fleischwirtschaftlichen Unternehmen, die den Berufsgenossenschaften in 
den Jahren 2008 bis 2019 gemeldet wurden (bitte in Summe sowie nach 
Berufsgenossenschaften, Schlachtung und Fleischverarbeitung sowie 
nach den Betriebsgrößenklassen 1 bis 8 geordnet ausweisen)?

Es wird auf die Antwort zu den Fragen 11 und 12 verwiesen.

15. Wie viele Vollarbeiter bzw. Beschäftigte waren nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den Jahren 2008 bis 2018 bei allen fleischwirtschaft-
lichen Unternehmen gemeldet (bitte in Summe sowie nach Berufsgenos-
senschaften, Schlachtung und Fleischverarbeitung, sowie nach den Be-
triebsgrößenklassen 1 bis 8 geordnet ausweisen)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 13 verwiesen.

16. Was sind nach Kenntnis der Bundesregierung die zentralen Aussagen der 
Studie des BMAS aus dem Jahr 2017 zur „Verbreitung, Nutzung und 
mögliche Probleme von Werkverträgen – Qualitative Betriebsfallstudi-
en“, und inwiefern sind sie aussagekräftig für die Fleischindustrie?

a) Wie viele Betriebe der Fleischindustrie wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung in der Studie des BMAS aus dem Jahr 2017 zur 
„Verbreitung, Nutzung und mögliche Probleme von Werkverträgen – 
Qualitative Betriebsfallstudien“ beforscht?

b) Wie viele Interviews wurden nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Rahmen der Studie insgesamt geführt, wie viele davon mit Ge-
schäftsführungen und wie viele davon mit Arbeitnehmervertretun-
gen?

c) Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, dass in der Branche 
Nahrungsmittel/Textil/Holz lediglich ein Interview mit einer Arbeit-
nehmervertretung geführt wurde?
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d) Wurden nach Kenntnis der Bundesregierung bei der Studie Inter-
views mit Beschäftigten oder Arbeitnehmervertretern der Fleischin-
dustrie geführt, und wenn ja, wie viele?

e) Sieht die Bundesregierung die Studie als aussagekräftig bezüglich 
der „Verbreitung, Nutzung und mögliche Probleme von Werkverträ-
gen“ in der Fleischindustrie an, und wenn ja, bitte begründen?

Die Fragen 16 bis 16e werden gemeinsam beantwortet.
Das Forschungsvorhaben diente dazu, das Spektrum und die qualitative Vielfalt 
der Nutzung von Werkverträgen in der Bundesrepublik insgesamt zu erfassen. 
Die Betrachtung von einzelnen Branchen stand nicht im Fokus der Studie.
Die Ergebnisse aus dem Forschungsvorhaben und Ausführungen zum methodi-
schen Design der Studie (u. a. Anzahl der befragten Betriebe, Angaben zu den 
Interviews und befragte Branchen) sind dem Forschungsbericht Nr. 495 und 
den Anlagen zum Forschungsbericht zu entnehmen, die über den Publikations-
service auf der BMAS-Internetseite abrufbar sind.

f) Beabsichtigt die Bundesregierung, Studien zur Situation von Werkver-
tragsbeschäftigten in der Fleischindustrie in Auftrag zu geben, und 
wenn nein, warum nicht?

Das BMAS und das BMEL konzipieren zurzeit eine gemeinsame Studie über 
die Einhaltung rechtlicher Regelungen in der Fleischwirtschaft. Auf die Ant-
wort zu Frage 4 wird verwiesen.

17. Wie viele Beratungsstellen, die sich an Werkvertragsbeschäftigte der 
Fleischindustrie richten, gab es nach Kenntnis der Bundesregierung in 
den Jahren 2008 bis 2019 in Deutschland (bitte in Summe, nach Bundes-
ländern sowie nach staatlichen, kirchlichen und sonstigen Trägern aus-
weisen)?

Nach Kenntnis der Bundesregierung existieren keine Beratungsstellen, die sich 
ausschließlich an Werkvertragsbeschäftigte richten. Somit kann auch keine ex-
akte Anzahl von Beratungsstellen angegeben werden, die die Beratung aus-
schließlich für Werkvertragsbeschäftigte aus der Fleischindustrie anbieten.
Es gibt jedoch einige Beratungsstellen, die sich primär an Beschäftigte aus 
Mittel- und Osteuropa richten und hauptsächlich arbeits- und sozialrechtliche 
Fragestellungen bearbeitet. Bei diesen Beratungsstellen spielen Werkvertrags-
beschäftigte, die mit verschiedenen Vertragskonstruktionen für Subunterneh-
men verschiedener Auftraggeber (auch in der Fleischindustrie) arbeiten, eine 
große Rolle.
Im Jahr 2011 wurde das vom BMAS und dem DGB-Bundesvorstand finanzier-
te Projekt „Faire Mobilität“ gestartet. In dessen Rahmen wurden schrittweise 
Anlaufstellen für Beschäftigte aus Mittel- und Osteuropa eingerichtet, die in 
Deutschland arbeiten. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von „Faire Mobili-
tät“ beraten auf zehn Sprachen (Polnisch, Rumänisch, Bulgarisch, Bosnisch, 
Kroatisch, Serbisch, Ungarisch, Englisch, Russisch, Deutsch) an insgesamt 
neun Standorten (Kiel, Oldenburg, Berlin, Dortmund, Frankfurt/Main, Mann-
heim, Nürnberg, Stuttgart und München) Beschäftigte zu arbeits- und sozial-
rechtlichen Anliegen (Stand: Februar 2020).
Seit dem Jahr 2011 sind zudem in allen Bundesländern mit Ausnahme von 
Bayern sukzessive weitere landesfinanzierte Beratungsstellen eingerichtet wor-
den, die ebenfalls arbeits- und sozialrechtliche Beratung für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer aus Mittel- und Osteuropa anbieten.
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Darüber hinaus werden durch das vom BMAS finanzierte Projekt „Faire Inte-
gration“ Personen aus Drittstaaten zu arbeits- und sozialrechtlichen Fragestel-
lungen beraten. In allen 16 Bundesländer ist „Faire Integration“ mit mindestens 
einer Beratungsstelle vertreten.
Das Projekt Faire Mobilität hat an den Standorten in Nordrhein-Westfalen 
(Dortmund/Rheda-Wiedenbrück), Niedersachsen (Oldenburg) und Schleswig-
Holstein (Kiel) Beratungsschwerpunkte zu Arbeitsbedingungen von Werkver-
tragsbeschäftigten in der Fleischindustrie. An diesen Standorten existiert zu 
diesem Schwerpunk eine intensive Zusammenarbeit mit den ansässigen landes-
finanzierten Beratungsstellen von Arbeit und Leben sowie lokalen Akteuren.
Im Rahmen des Projektes Faire Mobilität erfolgt seit dem Jahr 2016 eine statis-
tische Auswertung der Beratungsanfragen aus der fleischverarbeitenden Bran-
che. So haben sich beispielsweise im Jahr 2018 insgesamt 1.160 Personen aus 
fleischverarbeitenden Betrieben an eine der Beratungsstellen von Faire Mobili-
tät gewandt und um eine arbeitsrechtliche Beratung gebeten. Dabei handelt es 
sich (fast) ausschließlich um Werkvertragsbeschäftigte, die für Subunterneh-
men arbeiten. Zusätzlich konnten durch Beratungsveranstaltungen, bei denen 
Beraterinnen und Berater zu den Arbeitsstätten oder Unterkünften der Beschäf-
tigten fahren, mindestens 3.700 Personen präventiv erreicht werden.
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